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Kleine Anfrage 647 
der Abgeordneten Benjamin Filter (AfD-Fraktion) und Daniel Freiherr von Lützow (AfD-Frak-
tion) 

an die Landesregierung 

Kostenbeteiligung Brandenburger Kommunen an Brückenbaumaßnahmen der DB 

Nach Pressemeldungen1 soll die Gemeinde Grabowhöfe in Mecklenburg-Vorpommern sich 
an den Neubaukosten einer Brücke über eine Bahnstrecke beteiligen, weil die Stützpfeiler 
der bestehenden Brücke für einen Fahrbetrieb bis 160 km/h zu nah am Gleiskörper stehen. 
Die Gesamtkosten betragen laut Presse rund fünf Millionen Euro, die Gemeinde soll davon 
rund 3,6 Millionen Euro aufbringen. Die Gemeinde verfügt lediglich über einen Gesamtjah-
reshaushalt von 1,5 Millionen Euro, die Aufnahme weiterer Kassenkredite sei nicht mehr 
möglich.  
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche Kenntnisse hat die Landesregierung darüber, inwiefern auch in Brandenburg 
Gemeinden zur Kostentragung von Brückenbauprojekten der DB AG verpflichtet sind 
bzw. verpflichtet werden sollen? (Bitte tabellarisch darstellen unter Nennung der Ge-
meinde und der von der Bahn geforderten Beteiligung an den Baukosten in Euro.) 

2. Auf welcher rechtlichen Grundlage beruht diese Kostenbeteiligung? 

3. Sind der Landesregierung aus Brandenburg ähnlich gelagerte Fälle bekannt wie der 
der Gemeinde Grabowhöfe, bei denen aufgrund der zu leistenden Kostenbeteiligung 
eine Gemeinde finanziell komplett überfordert zu werden droht? 

 

 

 
1 Vgl. https://www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/grabowhoefe-bahn-fordert-mehr-als-drei-
millionen-euro-von-gemeinde,grabowhoefe-102.html, abgerufen am 27.08.2025. 
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